
A N A LY SEN  I  KO N T ROV ER SEN  I  B I L D U N G
Hef t 2 I  2023

 Vierteljahreszeitschrift I 9. Jahrgang I Sommer 2023 I ISSN 2364-4737

D
E

U
TS

C
H

LA
N

D
 IM

 K
R

IS
E

N
M

O
D

U
S

   
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
2.

 Q
ua

rt
al

  2
02

3 
 

 

DEUTSCHLAND 
IM KRISENMODUS

D
eu

ts
ch

la
nd

: €
 1

2,
80

, Ö
st

er
re

ic
h:

 €
 1

3,
90

, S
ch

w
ei

z:
 s

Fr
 1

6,
90

Resiliente 
Demokratie?

Wie Krisen Stärken und 
Schwächen des Regierungs-

systems offenlegen

Grundrechte und 
Rechtsstaat

Trägt der 
Sozialstaat noch?

Zusammenhalt in 
schwierigen Zeiten

Ernannt, aber
nicht erwählt: 
Expert*innen

 Vierteljahreszeitschrift I 9. Jahrgang I Sommer 2023 I ISSN 2364-4737

IM KRISENMODUS

D
eu

ts
ch

la
nd

: €
 1

2,
80

, Ö
st

er
re

ic
h:

 €
 1

3,
90

, S
ch

w
ei

z:
 s

Fr
 1

6,
90

Resiliente 
Demokratie?

Wie Krisen Stärken und 
Schwächen des Regierungs-

systems offenlegen

Grundrechte und 
Rechtsstaat

Trägt der 
Sozialstaat noch?

Zusammenhalt in 
schwierigen Zeiten

Ernannt, aber
nicht erwählt: 
Expert*innen

https://www.wochenschau-verlag.de/Deutschland-im-Krisenmodus/Pk2-23


VERANTWORTUNGSGEMEINSCHAFT 
ANGESICHTS MULTIPLER KRISEN  
Wir leben in einer Zeit multipler Krisen. Die aktuelle Häufi gkeit und auch die Intensität der Krisen sind heraus-
fordernd – jedenfalls für ein an Stabilität, Sicherheit und Prosperität gewöhntes politisches System wie das der 
Bundesrepublik Deutschland. Gerade war die Pandemie halbwegs vorbei, da führte der russische Angriff skrieg 
gegen die Ukraine nicht nur (und vor allem!) zu unermesslichem menschlichen Leid in der Ukraine und darüber 
hinaus, sondern auch zu einer Reihe von Folgekrisen in Deutschland wie hohen Flüchtlingszahlen, Belastung der 
Staatsfi nanzen und Sozialkassen, Infl ation und Energieknappheit. Und über allem schwebt die Klimakrise, die 
unsere Art zu leben und zu wirtschaften zwingendem Veränderungsbedarf unterwirft – mit erheblichen Folge-
wirkungen für die Stabilität von Gesellschaft und Staat. 

Die Beiträge dieses Heftes zielen nicht auf einzelne Krisenphänomene oder -dimensionen (zumal diese in etlichen 
der vergangenen Ausgaben von  analysiert wurden), sondern nehmen die Konsequenzen für das politische 
System Deutschlands systematisch und umfassend in den Blick. Wir fragen, wie es um die Widerstandskraft der 
Demokratie und die Stärken und Schwächen des deutschen Regierungssystems steht, blicken auf die unter Druck 
stehende deutsche Verfassungsordnung und fragen ganz grundsätzlich nach Stabilität und Zukunftstauglichkeit der 
deutschen Demokratie und wichtiger Staatsprinzipen wie föderaler Ordnung und Sozialstaatlichkeit. Zudem wird 
die Herausforderung für den demokratischen Rechtsstaat und den Parlamentarismus vermessen und nach dem 
Verhältnis von Exekutive und Legislative in Ausnahmesituationen gefragt. Die Rolle von Medien, das Thema Vertrauen 
und gesellschaftlicher Zusammenhalt und die Rolle von Expert*innen in 
Krisen sind weitere Themen. 

Deutschland befi ndet sich im Krisenmodus. Für Entspannung oder 
gar Entwarnung geben die durchaus unterschiedlichen Befunde 
keinen Anlass, wohl aber für Zuversicht. Doch es bleibt dabei, dass 
Demokratie die einzige Staatsform ist, die permanent eingeübt 
und gelebt werden muss. Von Dauer ist nichts und Selbstverständ-
lichkeiten gibt es keine. Um eine resiliente Demokratie zu sein, so 
Florian Grotz und Wolfgang Schröder in ihrem einführenden Beitrag, 
müssten Staat und Bürger*innen „eine konstruktiv-kritische Verant-
wortungsgemeinschaft“ bilden. Es wäre schön, wenn dieses Heft von 

 dazu einen kleinen Beitrag leisten könnte. 

Johannes Varwick und Peter Massing
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2     Deutschland im Krisenmodus

Überfordern Krisen den Föderalismus? 

Im föderalen System werden die Exekutiven bewusst 
im Plural geschrieben. Diese Machtteilung hat gewiss 
einen Preis, zugleich aber einen unschätzbaren 
Wert. Denn wer die Fehlbarkeit politischer Akteure 
einplant, den kann föderale Uneinigkeit durchaus 
beruhigen.

Demokratische Krisendiagnostik 

Demokratische Krisendiagnostik ist in Sozialwissen-
schaft und Öffentlichkeit zu einem intellektuellen 
Breitensport geworden. Die Skepsis gegenüber der 
Stabilität der Demokratie nimmt zu. Zeit, um über 
die Ursachenanalyse und mögliche Lösungswege neu 
und kritisch nachzudenken.

Stunde der Exekutive? 

Ausnahmesituationen erfordern schnelle politische 
Entscheidungen. Sie sind zugleich eine potenzielle 
Gefahr für den demokratischen Rechtsstaat und das 
parlamentarische System. Hat sich das Verhältnis von 
Exekutive und Legislative zugunsten der Exekutive 
verschoben?

Grundrechte und Rechtsstaat 

Die Covid-19-Pandemie hat die deutsche Verfas-
sungsordnung unter Druck gesetzt und zu erhebli-
chen Friktionen geführt. Doch mit zeitlichem Ab-
stand lässt sich mit der notwendigen Gelassenheit 
sagen: Sie hat den Stresstest der Pandemie überwie-
gend bestanden. 

Trägt der Sozialstaat?

In Krisenzeiten steigt der Wert des Sozialstaates. 
Doch unfinanzierbare Forderungen nach Statussiche-
rung bis weit in die Mittelschicht hinein sind nicht 
nachhaltig zu bewerkstelligen. Die Politik sollte keine 
Erwartungshaltung wecken, die sie am Ende nur 
enttäuschen kann.

Resiliente Demokratie? 

Die Widerstandskraft der Demokratie rückt ange-
sichts multipler Krisen in den Fokus der Debatte. 
Wer und was trägt zur Resilienz bei? Wie ist es um 
die Stärken und Schwächen des deutschen Regie-
rungssystems bestellt und was bedeutet das für die 
Zukunft der Demokratie?

Seite 4

Seite 20

Seite 12 Seite 32

Seite 26

Seite 38
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Krisenkommunikation und Medien 

Guter Journalismus ist in Krisensituationen beson-
ders notwendig. Leisten die Medien einen konstruk-
tiven Beitrag zur Krisenbewältigung oder tragen sie 
mit ihrer Berichterstattung im Gegenteil zur Ver-
schärfung von Krisen bei? Empirische Befunde. 

Seite 44

Vertrauen und Zusammenhalt

Die Demokratiezufriedenheit ist in Deutschland auf 
niedrigem Niveau stabil. Zugleich gibt es zahlreiche 
Tendenzen, die für die Stabilität der Demokratie 
prekär und potenziell bedrohlich sind. Alarmierende 
Ergebnisse einer empirischen Studie. 

Seite 52

Krisen-Expertokratie 

Krisen sind Stunden für Experten. Doch wie können 
Politik und Gesellschaft mit Expertenwissen umge-
hen? Fachexperten sollten in ihrer zuarbeitenden 
Funktion verbleiben und keine Entscheidungskom
petenz für sich beanspruchen. 

Seite 64
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GRUNDRECHTE UND RECHTSSTAAT 
IN DER KRISE
Hat sich die Verfassungsordnung während der  
Corona-Pandemie bewährt?
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Protest gegen Schulschließungen in Sachsen, 22.3.2021

Anja, bitte Lesbarkeit der BU prüfen/verbessern
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Hat sich die Verfassungsordnung des Grundgesetzes in der Corona-Pandemie 

bewährt? Wie ist es um Rechtsstaat und Grundrechte bestellt? Und welche 

Herausforderungen stellen sich für den demokratischen Verfassungsstaat im 

Umgang mit unsicherem und veränderlichem Wissen? Ein Rückblick.

ne Wissenschaftler*innen das gewonnene Wissen 
fortlaufend auf, in den ersten Monaten der Pandemie 
teils tagesaktuell.

Die Politik war auf dieses Wissen als Grundlage für 
rechtliche Regulierungen angewiesen. Das Verfas-
sungsrecht gab und gibt der Politik einen Rahmen für 
politische Entscheidungen vor. Dieser verfassungs-
rechtliche Rahmen ist nicht statisch, sondern seine 
Ergebnisse verändern sich dynamisch in Abhängig-
keit der gegebenen Umstände. So verlangt das ver-
fassungsrechtliche Prinzip der Verhältnismäßigkeit 
eine angemessene Reaktion des Staates, abhängig 
von der tatsächlichen Situation. In für Leib und Leben 
gefährlichen Situationen sind intensivere Eingriffe 
in Grundrechte verfassungsrechtlich zulässig als in 
ungefährlichen Situationen.

In der Pandemie handelten insbesondere die nach 
dem Infektionsschutzgesetz (IfSG) zuständigen Lan-
desregierungen mit Unterstützung der Bundesre-
gierung. Bei der Verarbeitung des Wissens über das 
Virus seitens der Landesregierungen als politischen 
Akteurinnen und seitens der Verwaltungs- und Ver-
fassungsgerichte als Kontrollinstanzen waren drei 
Faktoren maßgebend: Erstens handelte es sich wei-
tenteils um unsicheres Wissen. Besonders zu Beginn 
der Pandemie herrschte Unklarheit über das Virus 
und seine Gefährlichkeit. Im weiteren Verlauf der 
Pandemie mutierte das Virus wiederholt, doch auch 
das Wissen über das Virus nahm zu. So wurden die 
faktischen Grundlagen allmählich klarer und konnten 
zur Grundlage der Bekämpfungsmaßnahmen und 

Im Jahr 2023 scheint die durch das Virus SARS-CoV-2 
ausgelöste Corona-Pandemie vorbei zu sein, ihre po-
litische Aufarbeitung kommt in Fahrt. Im Rückblick 
stellen sich einzelne Maßnahmen wie die Masken-
pflicht im Außenbereich oder Schulschließungen 
als wenig wirksam oder gar ungeeignet heraus und 
werden beispielhaft als Beleg für eine allgemeine Un-
verhältnismäßigkeit der Pandemiemaßnahmen her-
angezogen. Schrillere Positionen in der öffentlichen 
Auseinandersetzung sehen gar Rechtsstaatlichkeit, 
Grundrechte und Demokratie in der Pandemie ab-
geschafft. 

Mit zeitlichem Abstand lässt sich mit der not-
wendigen Gelassenheit aus verfassungsrechtlicher 
Perspektive bewerten, wie es um Rechtsstaat und 
Grundrechte in Deutschland und Europa in der Pan-
demie bestellt war. Solch unaufgeregte Bewertung 
ergibt, dass sich die Verfassungsordnung der Bundes-
republik Deutschland in der Pandemie im Großen und 
Ganzen bewährt hat. Die Pandemie hat jedoch unter 
dem Brennglas einer Krise die Herausforderungen für 
den demokratischen Verfassungsstaat offengelegt, 
mit unsicherem und dynamischem Wissen umzuge-
hen. Auch zeigt sich, dass der Ausgleich kollidierender 
Grundrechtspositionen eine politische Entscheidung 
bleibt, die nicht unsichtbar gemacht werden sollte.

Die Verarbeitung von Wissen  
durch die Politik und im Recht
Zu Beginn des Jahres 2020 verbreitete sich das Virus 
SARS-CoV-2 in Europa. Das Virus und seine Infektio-
sität und Letalität waren weitgehend unbekannt in 
Gesellschaft, Wissenschaft und Politik. In atembe-
raubender und bisher unbekannter Geschwindigkeit 
verbreitete es sich in der Welt. Mindestens ebenso er-
staunlich war, wie schnell die Wissenschaft weltweit 
Erkenntnisse über das Virus produzierte und dieses 
Wissen zusammentrug. In Deutschland bereiteten 
das staatliche Robert Koch-Institut (RKI) und einzel-

„Viele der heute relevanten Krisenphänomene 

lassen sich als ungelöstes Koordinierungsproblem 

beschreiben.“ 

Christian Breuer, Journalist und  

Honorarprof. TU Chemnitz
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14     Deutschland im Krisenmodus

sen über die Folgewirkungen der Maßnahmen in die 
rechtliche Bewertung durch die Gerichte eingestellt.

Das Wissen musste durch Gerichte und Regierun-
gen verarbeitet werden. Im Vergleich wird die be-
sondere Bedeutung der Regierungen sichtbar, die 
aufgrund ihrer ministerialen Ressourcen funktional 

in der Lage sind, das komplexe Wissen zu verarbei-
ten und für eine politische und rechtliche Bewertung 
handhabbar zu machen. Gerichte, die in der Regel 
aus wenigen Jurist*innen zusammengesetzt sind, 
verfügen demgegenüber schon faktisch nicht über 
die Möglichkeit, die virologischen und epidemiologi-
schen Erkenntnisse eigenständig zu verarbeiten. Die 
Gerichte waren deswegen auf Einschätzungen des 
RKI und die Begründung der Maßnahmen durch die 
Regierungen angewiesen.

Die Prärogative (=Vorrecht) der Regierungen zur Ein-
schätzung der tatsächlichen Situation und der Gefah-
ren durch das Virus kann legitimatorisch begründet 
werden (Mangold 2021, 23). Sie ergibt sich – nicht nur 
in der Pandemie – aus der demokratischen Legitima-
tion von Regierungen, die personell durch Wahl und 
inhaltlich durch die gesetzliche Aufgabenübertragung 
zur Prognoseentscheidung vermittelt wird.

Rechtsstaat in der Pandemie: Stunde  
der Exekutive und gerichtliche Kontrolle  
der Maßnahmen
Die Bekämpfung der Corona-Pandemie erfolgte 
hauptsächlich durch Rechtsverordnungen der Lan-
desregierungen, die die Bevölkerung weitreichend in 
ihren Freiheitsrechten einschränkten. Die eminente 
Bedeutung der Regierungen in der Pandemiebekämp-
fung hat wiederholt Fragen nach dem Zustand von 
Rechtsstaat und demokratischer Gewaltenverschrän-
kung in der Bundesrepublik Deutschland aufgeworfen.

Art.  20 Abs.  3 Grundgesetz (GG) bindet die Ge-
setzgebung an die „verfassungsmäßige Ordnung“, 
Rechtsprechung und vollziehende Gewalt hingegen 
an „Recht und Gesetz“. Diese Formulierung wird als 
deutlichster Ausdruck des Rechtsstaatsprinzips ver-
standen. Die Verfassung verschränkt die Gewalten, 

ihrer Kontrolle gemacht werden. Zweitens musste die-
se Dynamik der Wissensbestände berücksichtigt wer-
den, sowohl in der politischen Entscheidungsfindung 
als auch in der judikativen Kontrolle. Drittens war das 
entstehende Wissen enorm komplex, Regierungen 
und Gerichte mussten diese Komplexität verarbeiten.

Die Pandemiebekämpfung war von föderaler Koor-
dination abhängig, um für die Bürger*innen nachvoll-
ziehbar zu sein und effektiv zu wirken. Während das 
IfSG für den Maßnahmenerlass die Landesregierungen 
ermächtigt, hat das RKI als Behörde des Bundes die 
Aufgabe, den je aktuellen Wissensstand für die Ent-
scheidungen der Landesregierungen aufzubereiten. 
Für die Effektivität der Maßnahmen war wichtig, dass 
sie möglichst bundesweit einheitlich durchgeführt 
wurden. Die dafür notwendigen Abstimmungen zwi-
schen Bund und Ländern fanden in der sogenannten 
Ministerpräsident*innenkonferenz statt, ein in der Pan-
demie mit zuvor ungekannter Bedeutung versehener 
informeller Koordinationsmechanismus (Gallon 2021).

Der Schwerpunkt der Aufarbeitung der Erkennt-
nisse durch das RKI lag, dem gesetzlichen Auftrag in 
§ 4 IfSG entsprechend, auf Wissen der Virologie und 
der Epidemiologie (Kersten/Rixen 2022, 108 f.). Auch 
wenn etwa der Deutsche Ethikrat weitere disziplinäre 
Perspektiven auf die Pandemiebekämpfung in den 
politischen und gesellschaftlichen Diskurs einbrach-
te, blieb die transdisziplinäre Aufarbeitung der Aus-
wirkungen der Bekämpfungsmaßnahmen zu Beginn 
der Pandemie eher im Hintergrund (Münkler 2021, 
536–545). Erst in ihrem späteren Verlauf wurde Wis-

Ausübung der Demonstrationsfreiheit gegen die 
Grundrechtseinschränkungen, München, 15.12.2021
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Das IfSG wurde von März 2020 
bis Dezember 2022  

neunzehnmal verändert
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Kontroversität in der 
politischen Bildung 
Das Kontroversitätsgebot des Beutelsbacher Konsenses ist ein 
Kernprinzip politischer Bildung in einer pluralistischen Gesellschaft 
mit ihrer Vielfalt an unterschiedlichen Interessen, Meinungen und 
Positionen. Eine zunehmende gesellschaftliche Heterogenität und 
Polarisierung von Debatten stellt die politische Bildungsarbeit vor 
Herausforderungen. Der neue Band geht der Frage nach, wie poli-
tische Bildung so ausgestaltet werden kann, dass sie unter Berück-
sichtigung von epistemologischen, wertebasierten und politischen 
Kriterien die Vielfalt der Positionen angemessen aufgreift. Dies 
schließt die Frage ein, welche Positionen in der politischen Bildung 
als nicht gleichberechtigt zu berücksichtigen sind.
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16     Deutschland im Krisenmodus

Personen im Gesetz vorgesehen, Maßnahmen wie 
die Schließung des Einzelhandels konnten jedoch nur 
auf eine in ihren Voraussetzungen und Folgen unbe-
stimmte Generalklausel (§ 28 Abs.  1 IfSG) gestützt 
werden. Dieser Umstand führte bis in den November 
2020 hinein zu umfangreicher Kritik aus Rechtspre-
chung und Rechtswissenschaft. Im Laufe der Pande-
mie passten die Gesetzgebungsorgane die Rechts-

grundlagen für Bekämpfungsmaßnahmen wiederholt 
an und schrieben bis Dezember 2022 immer engere 
Vorgaben für Bekämpfungsmaßnahmen in das IfSG, 
das von März 2020 bis Dezember 2022 neunzehn-
mal verändert wurde. Die Gesetzgebungsverfahren 
wurden zwar außergewöhnlich schnell, aber in den 
üblichen legislativen Formen durchgeführt.

Von Beginn an kontrollierten die Verfassungs- und 
Verwaltungsgerichte die Bekämpfungsmaßnahmen. 
In mehr als 2.200 Entscheidungen zwischen März 

2020 und Dezember 2022 wurden die Be-
kämpfungsmaßnahmen auf ihre Vereinbar-
keit mit Verfassung und IfSG untersucht, zu 
einem großen Teil in Eilverfahren in wenigen 
Tagen. Immer wieder wurden Rechtsverord-
nungen von den Gerichten aufgehoben. So 
setzte das Bundesverfassungsgericht bereits 
Ende April 2020 eine Rechtsverordnung des 
Landes Niedersachsen außer Vollzug, die aus-
nahmslos Zusammenkünfte in Kirchen, Mo-
scheen und Synagogen verbot (BVerfG, B. v. 
29.04.2020, 1 BvQ 44/20), und drängte auf eine 
Einzelfallprüfung. Der Beschluss hielt die Landes-
regierungen nachdrücklich zu weiterer Differen-
zierung bei den Grundrechtseinschränkungen an.

Auch schränkten Gerichte immer wieder die 
Anwendung der Bekämpfungsmaßnahmen ein, 
zugunsten grundrechtlicher Freiheit. Als die Re-
gierung des Freistaats Bayern im März 2020 ver-
fassungsrechtlich fragwürdige Ausgangsbeschrän-
kungen verhängte, sorgte das Verwaltungsgericht 
München zunächst für die Wahl der richtigen Hand-
lungsform (B. v. 24.03.2020, M 26 S 20.1252), später 
schränkte der Verwaltungsgerichtshof München die 

indem sie unterschiedlichen Organen unterschiedli-
che Aufgaben und Befugnisse zuweist. Der aus den 
Grundrechten abgeleitete Gesetzesvorbehalt legt 
fest, dass jeder Eingriff der vollziehenden Gewalt in 
ein Grundrecht einer parlamentarisch erlassenen 
gesetzlichen Grundlage bedarf. Über die Einhaltung 
dieser Prinzipien wachen Verwaltungs- und Verfas-
sungsgerichtsbarkeit.

Die Landesregierungen handelten zur Pandemiebe-
kämpfung in der Handlungsform der Rechtsverord-
nungen. Diese ist in Art. 80 Abs. 1 GG ausdrücklich 
vorgesehen und erlaubt den Regierungen den Erlass 
von abstrakt-generellen Normen bei entsprechender 
Ermächtigung in einem Parlamentsgesetz, welches 
Inhalt, Zweck und Ausmaß der Ermächtigung hin-
reichend bestimmen muss (Art.  80 Abs.  1 S.  2 GG). 
Als Rechtsgrundlage für die Rechtsverordnungen der 
Landesregierungen während der Corona-Pandemie 
diente § 32 IfSG.

Das IfSG war vor dem Frühjahr 2020 weitgehend 
unbekannt (Kießling 2020), zudem in seinem Schwer-
punkt auf die Verhinderung, nicht jedoch auf die Be-
kämpfung einer bereits grassierenden Pandemie ge-
richtet. So waren Regelungen zur Absonderung von 

Der Rechtsstaat  
ist nicht „außer Kraft“  

gesetzt worden

Nicht nur die 
„Bundesnot-
bremse“ wurde 
gerichtlich 
kontrolliert.
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Ausgangsbeschränkung stark ein (B. v. 09.04.2020, 20 
NE 20.663, Rn. 47–49).

Auch wenn das Bundesverfassungsgericht für 
seine Entscheidung zu den Ausgangs- und Kontakt-
beschränkungen der Bundesnotbremse im Oktober 
2021 (BVerfG, B. v. 19.11.2021, 1 BvR 781/21 u. a.) 
breit kritisiert wurde, lässt sich auch im Frühjahr 
2023 bilanzieren, dass die rechtsstaatliche Kontrolle 
der Landesregierungen durch die Verwaltungs- und 
Verfassungsgerichte in der Corona-Pandemie funk-
tionierte (im Herbst 2020 Gallon/Mangold 2020). 
Der Rechtsstaat ist also nicht „außer Kraft“ gesetzt 
worden. Rechtsstaatliche Verfahren fanden, wenn 
auch angepasst an die außerordentlichen Umstände 
der Pandemie, weiterhin Anwendung. Umfangreiche 
rechtsstaatliche Kontrolle am Maßstab insbesondere 
der Verfassung führten zur Einhegung allzu weitrei-
chender Grundrechtsbeschränkungen.

Grundrechte in der Pandemie: 
Verfassungsrechtliche Schutzverpflichtung, 
Freiheits- und Gleichheitsrechte
Maßstab für die Verwaltungs- und Verfassungsge-
richte waren neben den Vorgaben des IfSG vor allem 
die Grundrechte aus der Verfassung. Das Grundge-
setz enthält verschiedene Arten von Grundrechten. 
Den Schwerpunkt bilden Freiheitsrechte, die den 
Staat zur Achtung von individuellen Freiheiten ver-
pflichten und vor ungerechtfertigten Eingriffen des 
Staates schützen. Die besonderen Freiheitsrechte, 
wie etwa Versammlungsfreiheit, Religionsfreiheit 
oder Berufsfreiheit, und das Auffanggrundrecht der 
Allgemeinen Handlungsfreiheit schützen alle denk-
baren Interessen. Daneben treten Gleichheitsrechte, 
die den Staat zur Gleichbehandlung verpflichten und 
Diskriminierung sowie staatliche Willkür verbieten. In 
ständiger Rechtsprechung entnimmt das Bundesver-
fassungsgericht den Grundrechten zudem sogenann-
te Schutzpflichten, die den Staat – wie der Begriff 
schon sagt – zum Schutz von Personen verpflichtet, 
insbesondere zum Schutz von Leben und körperlicher 
Unversehrtheit (Art. 2 Abs. 2 S. 1 GG).

In der Pandemie waren all diese Grundrechtsdimen-
sionen von Bedeutung. Die Bekämpfungsmaßnah-
men schränkten unterschiedliche Freiheitsrechte ein. 
Gerechtfertigt wurden diese Einschränkungen mit 
der Pflicht des Staates zum Schutz von Leben und Ge-
sundheit (Kingreen 2022, 107–111). Bei der Konzepti-
on differenzierter Bekämpfungsmaßnahmen spielten 

Gleichheitsrechte eine große Rolle. Insgesamt wurde 
die Bedeutung des Schutzes relationaler Freiheiten 
sichtbar, also von grundrechtlich geschützten Bezie-
hungen zwischen Menschen (Mangold 2021, 14–17).

Die verschiedenen Grundrechtsdimensionen stan-
den nicht konfliktfrei nebeneinander. Die Freiheits-
rechte befanden sich vor allem in Konflikt mit der 
verfassungsrechtlichen Schutzpflicht für das Leben 
(Günther/Volkmann 2022). Der Schutz des hohen Gu-
tes des Lebens musste mit anderen grundrechtlich 
geschützten Freiheiten abgewogen werden (Kingreen 
2020). Die Verfassung als Rahmenordnung entschei-
det diesen Konflikt nicht abschließend, sondern lässt 
in der Regel Raum für politischen Interessenausgleich, 
auch in ungewissen Situationen (Schönberger 2020).

Während die Landesregierungen ihre Schutzpflich-
ten mitunter vernachlässigten, etwa bei Vorkehrun-
gen zum Schutz von Schüler*innen, kamen die Ge-
setzgebungsorgane den Schutzverpflichtungen über-
wiegend nach. Das Bundesverfassungsgericht stellte 
jedoch Ende 2021 fest, dass die Gesetzgebungsorgane 
verpflichtet sind, gesetzliche Regelungen für die Tria-
ge festzuschreiben, um Menschen mit Behinderung 
vor Diskriminierungen zu schützen (B. v. 16.12.2021, 
1 BvR 1541/20).

Die freiheitsrechtliche Bilanz ist durchwachsen. Auf 
der einen Seite sicherten die Gerichte die Entfaltung 
grundrechtlich besonders geschützter Freiheiten wie 
der Religionsfreiheit und der Versammlungsfreiheiten 
vor unverhältnismäßigen Eingriffen. Andererseits ging 

Die freiheitsrechtliche Bilanz ist durchwachsen, insbeson-
dere die Rechte vulnerabler Personengruppen sind nicht 
ausreichend geschützt worden. 97-jährige Seniorin in einem 
Besuchscontainer ihres Altenheims. 
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Fazit: Ein funktionierender Rechtstaat  
im Krisenmodus
Die Verfassungsordnung der Bundesrepublik Deutsch-
land hat den Stresstest der Pandemie überwiegend be-
standen. In rückblickender Perspektive zeigt sich, dass 
die Grundrechte vulnerabler oder intersektional be-
troffener Menschen in der Pandemie nicht immer aus-
reichend geachtet wurden. Die Abwägung zwischen 
Freiheitsrechten und Schutzverpflichtungen bleibt in 
ihrem Kern eine politische Entscheidung. Auch wenn 
sich bei dieser Abwägung sowie bei der Verarbeitung 
von unsicheren, dynamischen und komplexen Wissens-
beständen die zentrale Rolle der Regierungen zeigte, 
haben es die Verwaltungs- und Verfassungsgerichte 
unter den besonderen Bedingungen der Pandemie in 
hoher Geschwindigkeit vermocht, die Einhaltung von 
Gesetzen und Verfassung zu kontrollieren.

die Abwägung zwischen Freiheitsentfaltung und Le-
bensschutz oftmals zu Lasten der Freiheitsentfaltung 
aus, etwa bei den weitreichenden Besuchsverboten 
in Krankenhäusern, Pflege- und Altenheimen. In 
Anbetracht unsicherer künftiger Pandemieentwick-
lung zu Beginn der Omikron-Welle im Herbst 2021 
erklärte das Bundesverfassungsgericht die extrem 
umstrittenen nächtlichen Ausgangsbeschränkungen 
der sogenannten Bundesnotbremse für verfassungs-
gemäß (BVerfG, B. v. 19.11.2021, 1 BvR 781/21 u. a.; 
die Autorin Mangold wirkte als Prozessvertreterin 
für eine von der Gesellschaft für Freiheitsrechte initi-
ierte Verfassungsbeschwerde gegen die nächtlichen 
Ausgangsbeschränkungen an diesem Verfahren mit 
[Az. 1 BvR 805/21], der Autor Gallon unterstützte die 
Vorbereitung des Schriftsatzes). 

Die Gleichheitsrechte entfalteten in ihrer Funktion 
als verfassungsrechtliches Willkürverbot umfangrei-
che Wirkung und zwangen die Regierungen zu Diffe-
renzierung der Maßnahmen und detaillierter Begrün-
dung. In der Pandemie wurde auch deutlich, dass sich 
gleiche Maßnahmen auf unterschiedliche Menschen 
unterschiedlich auswirken können. Die Operationa-
lisierung der Gleichheitsrechte für den Schutz inter-
sektional benachteiligter und von staatlichen Maß-
nahmen besonders betroffener Menschen bedarf 
weiterer Aufmerksamkeit (Mangold 2021, 27–29).
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